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Stellungnahme des Bundesministeriums für Finanzen zu den Empfehlungen 
des Fiskalrates zur Budgetpolitik 2026 im Dezember 2025 

Die Sanierung der Staatsfinanzen ist auf Kurs. Das zeigt der vorläufige Erfolg 2025 im 
administrativen Bundeshaushalt. Das von der Bundesregierung angestrebte 
Konsolidierungsvolumen im Bundesbudget 2025 wurde vollständig erbracht. 

Durch strengen Budgetvollzug und bessere wirtschaftliche Rahmenbedingungen war der 
Finanzierungssaldo des Bundes 2025 mit -14,4 Mrd. € um 3,7 Mrd. € besser als zum 
Zeitpunkt der Budgeterstellung erwartet. Von den 3,7 Mrd. € sind 2,0 Mrd. € auf höhere 
Nettoabgaben und 1,6 Mrd. € auf niedrigere Zinszahlungen und sonstige 
Finanzaufwendungen zurückzuführen. Diese Verbesserungen sind im Sinne der EU-
Fiskalregeln nicht verbessernd anzurechnen. Doch auch ohne Berücksichtigung dieser 
exogenen Effekte wurde der BVA 2025 unterschritten. Gesamthaft betrachtet wurde 
damit die Konsolidierung erfolgreich umgesetzt, was insbesondere auf die Einsparungen in 
der Verwaltung zutrifft. 

Das gesamtstaatliche Defizit von Bund, Länder, Gemeinden und Sozialversicherungen wird 
Ende März 2026 durch Statistik Austria bekannt gegeben. Das Bundesministerium für 
Finanzen (BMF) wird Ende April 2026 den Fortschrittsbericht zum mittelfristigen 
Fiskalstrukturplan an die Europäische Kommission (EK) übermitteln. In diesem Bericht 
wird der Umsetzungsstand der wirksamen Maßnahmen zur Korrektur des übermäßigen 
Defizit 2025 und 2026 erläutert. 

Die finale Beurteilung über die Einhaltung des Nettoausgabenwachstums 2025 sowie die 
Bescheinigung der wirksamen Maßnahmen erfolgt durch die EK am 3. Juni 2026. Dabei 
wird auch die Flexibilität der Nationalen Ausweichklausel für Verteidigung (NEC) für 
Österreich für die Periode 2025-2028, die am 17. Februar 2026 aktiviert wurde, 
entsprechend berücksichtigt. 

Die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen haben sich nach einer lang-anhaltenden 
Rezessionsphase in der zweiten Jahreshälfte 2025 leicht verbessert. Gemäß WIFO-
Konjunkturprognose von Dezember 2025 wird sich die Konjunkturerholung in den Jahren 
2026 und 2027 verstetigen. Für beide Jahre wird ein reales Wachstum des 
Bruttoinlandsprodukts von über 1,0% prognostiziert. Auch die Anzahl der registrierten 
Arbeitslosen soll ab 2026 wieder sinken und die Beschäftigung weiter zunehmen. Ein 
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Risiko bleibt die angespannte geopolitische Lage und wie sich der Krieg im Nahen Osten 
auf die Energieversorgung und Inflation auswirkt. 

Einen wesentlichen Beitrag zur Senkung der Inflation leisten die verschiedenen gesetzten 
Maßnahmen der Bundesregierung in den Bereichen Energie, Wohnen und Lebensmitteln. 
Dazu zählen insbesondere: 

• „Mietpreisbremse“, die für den geregelten Wohnsektor die Inflationsanpassung 2026 
generell auf 1% begrenzt (5. Mietrechtliche Inflationslinderungsgesetz) 

• Senkung der Elektrizitätsabgabe 2026 von derzeit 1,5 Cent je Kilowattstunde auf 
0,82 Cent bzw. für private Haushalte auf 0,1 Cent 

• Günstiger-Strom-Gesetz und der darin verankerte Sozialtarif sowie der vom Verbund 
präsentierte Österreich-Tarif für Privatkunden 

• Senkung der Mehrwertsteuer auf Grundnahrungsmittel von 10% auf 4,9% 
• Sowie die kürzlich beschlossene Senkung der Mineralölsteuer unter bestimmten 

Bedingungen 

Konsolidierung umgehend auf allen gebietskörperschaftlichen Ebenen ambitioniert und 
zielgerichtet intensivieren, um politischen Handlungsspielraum und Krisenresilienz 
herzustellen 
Einen wichtigen Beitrag zur Konsolidierung und damit zu dauerhaft stabilen und 
nachhaltigen öffentlichen Finanzen leistet der neue Österreichische Stabilitätspakt (ÖStP), 
auf den sich Bund, Länder und Gemeinden im November 2025 geeinigt haben. Der Pakt 
hält fest, dass die Rückführung der Defizite und Staatschulden sowie die Einhaltung der 
EU-Fiskalregeln von allen Gebietskörperschaften gemeinsam zu bewältigen ist. 

Für die Jahre bis 2029 definiert der ÖStP 2025 konkrete Obergrenzen für die zulässigen 
Maastricht-Defizite für den Landessektor inkl. Wien und der Gemeinden einerseits und 
den Bundessektor inkl. Sozialversicherung andererseits. Diese Obergrenzen sind jedenfalls 
einzuhalten, um das gesamtstaatliche Defizit unter 3,0% des BIP zurückzuführen und den 
Nettoausgabenpfad für den Gesamtstaat, wie er am 8. Juli 2025 vom Rat der Europäischen 
Union festgesetzt wurde, umzusetzen. Damit herrscht bis 2029 Klarheit über die 
budgetpolitischen Zielwerte für die einzelnen Gebietskörperschaften. 

Im Vergleich zum Planungsstand im Mai 2025 sieht der ÖStP 2025 ein geringes Defizit des 
Bundessektors inkl. SV-Sektor zugunsten des Landes- und Gemeindesektors vor. Der sich 
daraus ergebende zusätzliche Konsolidierungsbedarf für den Bund ist ein Grund, warum 
die Bundesregierung sich dazu entschieden hat, den heurigen Budgetprozess vorzuziehen 
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und wieder ein Doppelbudget vorzulegen. So wird möglichst früh Planungssicherheit 
geschaffen und für Stabilität gesorgt. Das prioritäre Ziel ist es, das gesamtstaatliche Defizit 
von 3% des BIP 2028 zu erreichen und damit das ÜD-Verfahren zu beenden. Die Vorlage 
des Doppelbudgets 2027/2028 ist mit 10. Juni 2026 geplant. 

Wie schon beim Doppelbudget 2025/2026 soll bei der Konsolidierung besonderes 
Augenmerk auf konjunkturschonende und sozial gerechte Maßnahmen liegen. Die im 
zweiten Halbjahr 2025 einsetzende Konjunkturerholung soll gestärkt werden. Eine 
zentrale strukturelle Maßnahme zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit ist die 
Verlängerung des Standortabsicherungs-Gesetzes (SAG) bis 2029 und die Einführung eines 
Industriestrompreises iHv. 5 Cent pro kWh ab 1.1.2027. Die Vergünstigungen iHv. rund 
250 Mio. € pro Jahr werden vollständig durch einen zusätzlichen Budgetbeitrag der 
Energiewirtschaft finanziert. Weiters ist als Teil des Standortfonds ein „Scale-up Fonds“ 
zur Gewährleistung der Finanzierung von innovativen Spin-offs angedacht. 

Neben diesen im Rahmen der Regierungsklausur Anfang 2026 präsentierten Maßnahmen 
hat die Bundesregierung mit der Industriestrategie 2035 eine Vision für die Zukunft und 
einen Plan für die sozial gerechte und ökologische Transformation der Industrie vorgelegt. 
Das Herzstück ist die erstmalige und klare Definition von neun Schlüsseltechnologien und 
Stärkefeldern: Künstliche Intelligenz und Dateninnovation, Chips, Elektronische 
Komponenten und Systeme, Fortgeschrittene Produktionstechnologien und Robotik, 
Quantentechnologie und Photonik, Fortgeschrittene Werkstoffe, Life-Science & Biotech, 
Energie- und Umwelttechnologien, Mobilitätstechnologien sowie Weltraum- und 
Luftfahrtechnologien. 

Im Detail werden über 100 zielgerichtete Maßnahmen gesetzt und bis 2029 rund 
2,6 Mrd. € aus Mitteln des FTI-Pakts investiert. Damit wird die österreichische Industrie in 
geopolitisch fordernden Zeiten sowie angesichts der hohen Dynamik des technologischen 
und ökologischen Wandels gestärkt und Wachstumschancen ermöglicht. Neben gezielten 
Investitionen in die neun Schlüsseltechnologien stehen besonders Innovation, Resilienz 
und Wettbewerbsfähigkeit im Fokus. Damit werden nicht nur Arbeitsplätze für die Zukunft 
gesichert, sondern strukturell die Attraktivität und Wettbewerbsfähigkeit des Standortes 
Österreich verbessert. 
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Einleitung und Umsetzung von Strukturreformen, um einen fließenden Übergang der 
Konsolidierungswirkung zwischen kurz- und längerfristig wirksamen Maßnahmen zu 
erreichen 
Mit der Einigung auf den neuen ÖStP 2025 wurde auch der Grundstein für die 
Reformpartnerschaft gesetzt. Dabei definierte man erste Zielvorgaben, an deren 
Umsetzung kontinuierlich gearbeitet wird. Im Vordergrund stehen strukturelle Reformen 
für eine effizientere und effektivere Ausgestaltung im Bereich Gesundheit, Bildung und 
Energie sowie der Modernisierung der Verwaltung. 

Ab 2027 soll im Gesundheitsbereich ein bundesweit einheitliches System zur 
Patientenlenkung eingeführt werden, um die Versorgung zu verbessern und Wartezeiten 
zu verkürzen. Geplant sind Bürokratieabbau, ein einheitlicher Leistungskatalog, ein 
bundesweiter Gesamtvertrag sowie eine Harmonisierung von Dienstrecht und Besoldung. 
Des Weiteren sollen Medizinabsolventinnen und -absolventen vorrangig dem öffentlichen 
System zur Verfügung stehen, auch Wahlärztinnen und -ärzte sollen stärker eingebunden 
werden und eine Expertengruppe erarbeitet Optionen zur Bündelung der 
Finanzierungströme sowie zur Struktur- und Kapazitätsplanung mit stärkerer Verzahnung 
von niedergelassenem, stationärem und ambulantem Bereich. 

Im Bildungsbereich soll die Elementarpädagogik durch bundesweite Mindeststandards 
gestärkt werden. Dabei werden Zuständigkeiten entflochten, das Schulpersonal gebündelt 
und ein Vorschlag für umfassende Schulautonomie ausgearbeitet. 

Im Bereich Energie werden Netzgesellschaften konsolidiert und Maßnahmen gesetzt, um 
regionale Unterschiede bei Netzkosten auszugleichen. Zudem wird die Preisgestaltung 
weiterentwickelt, damit die Bevölkerung stärker vom hohen Anteil erneuerbarer Energien 
profitiert. 

Die Verwaltung soll umfassend modernisiert und entbürokratisiert werden. Eine 
gemeinsame IT-Beschaffung, die Nutzung von Künstlicher Intelligenz sowie die 
konsequente Umsetzung des Once-Only-Prinzips werden die Digitalisierung der 
Verwaltung vorantreiben. Mit Gov-Tech Austria wird eine eigene Once-Only-Plattform 
geschaffen, die Bürgerinnen, Bürgern und Unternehmen Zeit und Aufwand bei der 
Datenbereitstellung im Rahmen von Verwaltungsprozesse spart. Außerdem werden durch 
gesetzliche Anpassungen und verpflichtende Registerverschränkung Gemeinden entlastet. 

Bereits beschlossen hat die Bundesregierung auch ein erstes Entbürokratisierungspaket. 
Dieses setzt in vielen unterschiedlichen Bereichen an – von Gewerbe und Wirtschaft über 
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Verwaltung, Bildung und Arbeit bis hin zu EU- und Steuerrecht. Das Paket beseitigt 
zahlreiche bürokratische Belastungen und setzt gezielt auf drei Cluster: Bürgerinnen und 
Bürger, die Wirtschaft sowie den Staat und die Verwaltung. Es beinhaltet 
113 Maßnahmen, wie beispielsweise digitale Meldebestätigungen via ID Austria, 
schnellere UVP-Verfahren und eine erleichterte Beiziehung externer Sachverständiger. 
Außerdem profitieren Unternehmen unter anderem von angehobenen 
Buchführungsgrenzen, einem One-Stop-Shop für Genehmigungen, einer vollständig 
digitalen Gewerbeanmeldung, dem „GISAExpress“ (Erledigung von Gewerbeverfahren 
unmittelbar elektronisch durch Eintragung im Gewerbeinformationssystem Austria) sowie 
dem digitalen Gästeblatt in der Hotellerie. Damit wird nicht nur die im Alltag besonders 
spürbare Bürokratie abgebaut, sondern auch die durch Bürokratie anfallenden Kosten 
reduziert. 

Zur Steigerung der langfristigen Stabilität des Pensionssystems wurden mit der Anhebung 
der Voraussetzungen für die Inanspruchnahme einer Korridorpension oder der Einführung 
einer Teilpension letztes Jahr strukturelle Schritte gesetzt. Ein weiter Fokus liegt auf der 
Erhöhung der der Beschäftigungsquote älterer Personen und damit einhergehend der 
sozialen Absicherung im Alter. Die Bundesregierung hat hierzu ein Maßnahmenpaket 
präsentiert, das auf folgenden Säulen fußt: 

• Aufbau eines umfassenden Monitoring- und Anreizsystems für eine deutliche 
Anhebung der Beschäftigung von Personen ab 60 Jahren. 

• Zielgerichtete Arbeitsmarktförderung von älteren Personen, um insbesondere die 
(Weiter-)Beschäftigung von Personen ab 60 Jahren zu unterstützen. Hierfür werden ab 
2027 100 Mio. € pro Jahr bereitgestellt. In den Jahren 2028 und 2029 werden die 
Einsparungen, die sich aus der Sistierung der besonderen Höherversicherung ergeben, 
dem oben genannten Betrag zugeschlagen. 

• 2027 Einführung eines Anreizmodells für Personen, die trotz Erreichen des 
gesetzlichen Pensionsantrittsalters weiterhin selbstständig oder unselbständig 
erwerbstätig sind. Dazu geplant sind ein steuerlicher Freibetrag iHv. 15.000 Euro pro 
Jahr sowie sozialversicherungsrechtliche Begünstigungen, konkret soll der 
Dienstnehmerbeitrag zur Pensionsversicherung entfallen. 

• Attraktivierung der der betrieblichen Altersvorsorge (2. Säule), mit dem Ziel den 
Zugang zur 2. Säule des Pensionssystems als Ergänzung zu einer starken 1. Säule zu 
verbreitern. Geplant ist ein Generalpensionskassenvertrag mit einem gesetzlichen 
Recht, Guthaben aus der Abfertigung NEU (Mitarbeitervorsorgekasse) regelmäßig und 
kostenfrei in eine Pensionskasse zu übertragen; erstmalig für alle 
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Anwartschaftsberechtigten im Jahr 2027. Das Ziel ist die Möglichkeit einer 
lebenslangen, steuerfreien Zusatzrente. 

Ein weiterer Schwerpunkt bei den strukturellen Maßnahmen liegt in der Neugestaltung 
des heimischen Förderwesens mit dem Ziel, das hohe Förderungsniveau schrittweise 
gemeinsam abzusenken. Jede Bundesministerin und jeder Bundesminister wird im 
jeweiligen Wirkungsbereich für eine substanzielle Senkung des Förderungsvolumens 
sorgen. Im Sinne einer zielgerichteten und effizienten Verwendung von Budgetmitteln 
wird ein Schwerpunkt auf eine Reduzierung der Anzahl der Förderungsprogramme gelegt. 

Zur Erhöhung der Transparenz und für Steuermöglichkeiten verlässliches, informatives 
Budgetcontrolling im Bundesstaat etablieren 
Als wesentlicher Bestandteil des ÖStP 2025 wird zukünftig der Informationsaustausch und 
die Bereitstellung von Haushaltsdaten der Gebietskörperschaften intensiviert. Damit 
sollen die gesamtstaatlichen Prognosen noch fundierter werden und insbesondere ein 
belastbares gesamtstaatliches Budgetcontrolling im Hinblick auf die EU-Fiskalregeln 
ermöglicht werden. Die Ausweitung der Informationspflichten dient darüber hinaus auch 
dem Ziel, die budgetäre Transparenz im Allgemeinen zu erhöhen. 

Die konkreten Regelungen wurden am 19.2.2026 in der Novelle zur Gebarungsstatistik-VO 
(BGBl. II Nr. 31/2026) kundgemacht. Im Gegensatz zur alten Regelung werden zukünftig 
monatliche Cash-Haushaltdaten für die einzelnen Bundesländer inklusive Wiens 
bereitgestellt. Um ein laufendes Controlling zu gewährleisten, werden überdies die 
Voranschlagswerte in der gleichen Struktur mitgeliefert. Statt wie bisher bis spätestens 
den 25. des Folgemonats, erfolgt die Übermittlung nun jedoch bereits bis zum 16. des 
Folgemonats. Dementsprechend wird auch die Veröffentlichung der Haushaltsdaten durch 
Statistik Austria früher als bisher stattfinden. 

Das ausgeweitete Informationssystem umfasst weiterhin auch aussagekräftige 
Mittelfristmeldungen und nunmehr auch etwaige Informationen, die der Bund für die 
Umsetzung europarechtlicher Regelungen im Zusammenhang mit Meldungen an die 
Europäische Kommission gemäß dem Stabilitäts- und Wachstumspakt benötigt. Letzteres 
impliziert beispielsweise aktuelle Daten zu den ausgaben- und einnahmenseitigen 
diskretionären Maßnahmen mit einem relevanten Volumen, sonstige Daten zur Ermittlung 
und Planung des Nettoausgabenpfads sowie signifikante Entwicklungen bei den 
Maastricht-Salden. 



7 

Perspektivisch sollen in weiteren Schritten auch eine monatliche länderweise 
Übermittlung der Cash-Haushaltsdaten der Gemeinden (ohne Wien) sowie eine 
Verbesserung der Datenlage ausgegliederten Einheiten des Sektors Staats angestrebt 
werden. 

Wien, März 2026 
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